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Gegen Abbau von Postfilialen 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Nach dem Willen der Deutschen Post AG soll der Abbau von Postfilialen 
auch in Kassel weitergehen. Etwa Mitte 2009 soll die Filiale 
Germaniastraße an einen Partnerbetrieb übergeben werden, die 
restlichen Filialen, die noch nicht privatisiert wurden, sollen folgen. Die 
Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat, sich bei der 
Deutschen Post AG und der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass ein 
weiterer Rückzug der Deutschen Post AG aus dem Servicegeschäft für die 
Postkunden und Bürger der Stadt verhindert wird. Ziel dabei soll sein, die 
betreffenden Arbeitsplätze dauerhaft und ohne Einschränkung zu 
erhalten. 
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